Was sind Beschlüsse und Grundsatzerklärungen der Politiker noch wert? 
LKJ Sachsen e.V. sieht Angebote der kulturellen Bildung gefährdet

„Wir werden die kulturelle Bildung von Jugendlichen ausbauen …“, so steht es programmatisch in der Koalitionsvereinbarung der Sächsischen Staatsregierung vom 16. September 2009. 
In der Stellungnahme zum 3. Sächsischen Kinder- und Jugendbericht erklärt die Staatsregierung, dass sie „insbesondere im Bereich der kulturellen Bildung ein wichtiges Feld sieht, das es intensiver zu erschließen gilt“, dass „kulturelle Bildung einen Beitrag zur Entwicklung von kultureller Identität und Toleranz gegenüber Anderem und Neuem und damit auch zur Werteorientierung und Demokratieerziehung von jungen Menschen …leistet“. 

Mit so viel Rückenwind und erklärter Unterstützung der Staatsregierung ging die Landesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (LKJ) Sachsen e.V. an die Planung und Vorbereitung der Projekte und Vorhaben für das laufende Jahr. Inzwischen wurde der Rückenwind zu einem Sturm, der uns ins Gesicht bläst und unsere Standhaftigkeit auf eine harte Probe stellt. Was ist geschehen, dass innerhalb kürzester Zeit das erklärte Wort nichts mehr wert ist? Wie verbindlich ist die Politik? 

In Frankenberg sind wir zusammen mit Jugendlichen und der Stadtverwaltung mitten in den Vorbereitungen zum 8. Landesweiten Jugendkulturtag, in Werdau haben wir eine kulturell-künstlerische Ferienwoche für Kinder durchgeführt, ohne dafür eine Finanzierungsgrundlage zu haben. Wir sind das Risiko eingegangen, weil wir 25 Kindern, die sich für das Projekt angemeldet hatten, nicht absagen wollten. In zwei Wochen soll ein Seminar zur Ausbildung von Jugendleitern mit 15 Teilnehmern stattfinden – ohne bislang eine gesicherte Finanzierung zu haben. Das Landesschülertheatertreffen in Chemnitz steht vor der Tür, lange geplante Schulprojekte mit Mittelschulen in Ostsachsen und Leisnig, Fortbildungen, der Landeswettbewerb „Jugend tanzt“ und der Wettbewerb um den Sächsischen Kinderkunstpreis stehen auf der Kippe. Denn eine Kürzung im Bereich der Jugendarbeit von 600.000 Euro bedeutet ein Wegbrechen von Angeboten und gefährdet Arbeitsplätze. Da durch die Kürzung der Jugendpauschale von 14,30 Euro auf 10,40 Euro auch viele Kofinanzierungen in Frage stehen, ist jede Planungssicherheit in Frage gestellt. 
Bis zum heutigen Tag erhielten die überörtlichen Träger der Jugendhilfe keine einzige offizielle Information von den zuständigen Ministerien bzw. dem Kommunalen Sozialverband als zuständiger Bewilligungsbehörde, sondern ausschließlich aus der Presse. Anstehende Zahlungsverpflichtungen der seit vielen Jahren kontinuierlich geförderten Verbände wie SV-Beiträge, Gehälter und Mieten, können nicht eingelöst werden. Man lässt die Träger, die subsidiär Aufgaben der Landesregierung übernehmen, im Regen stehen.
Noch heftiger sind die Einschnitte im Bereich des Freiwilligen Sozialen Jahres. Von derzeit 1.100 geförderten Stellen soll es ab September nur noch 500 geben. Die Jugendfreiwilligendienste sind aus den Bereichen Soziales, Gesundheit, Umweltschutz, Kultur, Sport und Politik nicht mehr wegzudenken. Wie groß ist das Interesse der Landesregierung wirklich, jungen Menschen im Freistaat eine Perspektive zu geben und freiwilliges Engagement zu ermöglichen?
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Wir bleiben bei unserem Ziel, jedem Kind und Jugendlichen, unabhängig von seinem Wohnort und seiner Herkunft, die Teilhabe an kulturellen Angeboten zu ermöglichen. Kulturelle Bildung leistet einen wichtigen Beitrag für die Persönlichkeitsentwicklung und ist eine zentrale Voraussetzung für ein chancengerechtes Aufwachsen. Wie viel ist diese Investition in die Zukunft dem Freistaat Sachsen wert?
Landesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (LKJ) Sachsen e.V.

Sternwartenstraße 4, 04103 Leipzig, info@lkj-sachsen.de, www.lkj-sachsen.de

